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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrats über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung der Artikel 7 und 8 
des Assoziierungsabkommens EWG-Griechenland 


DER ASSOZIATIONSRAT - 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland, insbesondere auf 
Artikel 9, 

gestützt auf das am 1. Juli 1975 in Kraft getretene 
Interimsabkommen, insbesondere auf Artikel 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal- 
tungen hinsichtlich der Anwendung der Artikel 7 
und 8 des Assoziierungsabkommens sind durch das 
zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten und 
der Gemeinschaft einerseits und Griechenland an- 
dererseits auf Grund von Artikel 9 des Assoziie- 
rungsabkommens abgeschlossene und am 26. Sep- 
tember 1962 in Brüssel Unterzeichnete Abkommen 
festgelegt worden. 

Artikel 4 des am 28. April 1975 Unterzeichneten 
Zusatzprotokolls sieht eine Änderung des Artikels 9 
des Assoziierungsabkommens in der Weise vor, daß 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen zur Anwendung der Artikel 7 und 8 des Ab- 
kommens vom Assoziierungsrat festgelegt werden. 
Bis zum Inkrafttreten des Zusatzprotokolls überträgt 
Artikel 12 des Interimsabkommens im Vorgriff auf 
die vorgesehene Regelung diese Aufgabe dem 
Assoziierungsrat schon jetzt. 

Die neuen Mitgliedstaaten und Griechenland wen- 
den auf Grund des Interimsabkommens und des 
Zusatzprotokolls bis zum 31. Dezember 1977 unter- 
einander andere Zölle und Abgaben gleicher Wir- 
kung an als diejenigen, die auf Grund des Asso- 
ziierungsabkommens zwischen der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und Grie- 
chenland gelten. Es scheint deshalb angezeigt, Me- 
thoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen zu 
erlassen, durch die die ordnungsgemäße Anwendung 
der für den gesamten Warenverkehr innerhalb der 
Assoziation geltenden Bestimmungen gewährleistet 
wird - 

BESCHLIESST: 


TITEL I 

Allgemeines 

Artikel 1 

Auf Waren, die die Voraussetzungen für die An- 
wendung der im Rahmen der Assoziation erlassenen 
Vorschriften über den schrittweisen Abbau der Zölle 
und der mengenmäßigen Beschränkungen sowie 
aller Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen der 
Gemeinschaft und Griechenland erfüllen, werden in 
den Mitgliedstaaten oder in Griechenland diese 
Bestimmungen angewandt, wenn eine auf Antrag 
des Ausführers von den Zollbehörden Griechenlands 
oder eines Mitgliedstaats ausgestellte Beweis- 
urkunde vorgelegt wird. 

Artikel 2 

1. Werden die Waren unmittelbar aus einem Mit- 
gliedstaat nach Griechenland oder aus Griechen- 
land in einen Mitgliedstaat befördert, gilt als 
die in Artikel 1 genannte Beweisurkunde die 
Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1. 

In den anderen Fällen gilt als Beweisurkunde 
die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3. 

2. Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten als 
unmittelbar aus einem Mitgliedstaat nach Grie- 
chenland oder aus Griechenland in einen Mit- 
gliedstaat befördert alle Waren, 

a) bei deren Beförderung keine anderes Gebiet 
als das der Gemeinschaft oder Griechenlands 
berührt wird, 

b) bei denen die Beförderung über ein anderes 
Gebiet als das der Gemeinschaft oder Grie- 
chenlands vorgenommen wird oder die in 
einem solchen Gebiet umgeladen werden, so- 
fern die Durchfuhr durch diese Gebiete oder 
die Umladung auf Grund eines einzigen in 
der Gemeinschaft oder in Griechenland aus- 
gefertigten Frachtpapiers erfolgt. 

Artikel 3 

Bezieht sich die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 
oder A.G. 3 auf in der Gemeinschaft unter den Vor- 
aussetzungen des Artikels 8 des Assoziierungs- 
abkommens hergestellte Waren, so ist die Waren- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 30. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Gr 9/75: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Verkehrsbescheinigung mit einem Vermerk zu ver- 
sehen, der diese Besonderheit erkennen läßt. 

TITEL II 

Sonderbestimmungen 

für die Warenverkehrsbescheinigung A,G. 1 

Artikel 4 

1. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 wird 
bei der Ausfuhr der Waren, auf die sie sich 
bezieht, von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats 
ausgestellt. Sie wird zur Verfügung des Aus- 
führers gehalten, sobald die Ausfuhr tatsächlich 
erfolgt oder sichergestellt ist. 

Ausnahmsweise kann die Warenverkehrsbe- 
scheinigung A.G. 1 auch nach Ausfuhr der 
Waren, auf die sie sich bezieht, ausgestellt wer- 
den, wenn sie infolge eines Irrtums oder unver- 
schuldeten Versehens oder besonderer Umstände 
bei der Ausfuhr nicht vorgelegt worden ist. In 
diesem Fall sind auf der Bescheinigung die Um- 
stände, unter denen sie ausgestellt worden ist, 
besonders zu vermerken. 

2. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 darf 
nur dann ausgestellt werden, wenn sie als Be- 
weisurkunde für die Anwendung der im Rahmen 
der Assoziation vorgesehenen Präferenzregelung 
dienen kann. 

Artikel 5 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 muß inner- 
halb einer Frist von drei Monaten nach ihrer Aus- 
stellung durch die Zollbehörde des Ausfuhrstaats 
der Zollbehörde des Einfuhrstaats vorgelegt wer- 
den, bei der die Waren gestellt werden. 

TITEL III 

Sonderbestimmungen 

für die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 

Artikel 6 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 wird bei 
der Ausfuhr der Waren, auf die sie sich bezieht, 
von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats ausgestellt. 
Sie wird zur Verfügung des Ausführers gehalten, 
sobald die Ausfuhr tatsächlich erfolgt oder sicher- 
gestellt ist. 

Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 darf nicht 
mehr ausgestellt werden, wenn die Waren bereits 
vorher ausgeführt worden sind. 

Die Warenverkehrsbesdieinigung A.G. 3 muß so 
abgefaßt sein, daß die Nämlichkeit der Waren, auf 
die sie sich bezieht, bei ihrer Einfuhr festgestellt 
werden kann. 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats treffen außer- 
dem alle ihnen erforderlich erscheinenden Maß- 
nahmen, um die Feststellung der Nämlichkeit der 
Waren zu erleichtern, und vermerken dies auf der 
Bescheinigung. 

Artikel 7 

Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 muß den 


Zollbehörden des Einfuhrstaats innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach ihrer Ausstellung vorgelegt 
werden. Sie ist nur für die Warenmengen gültig, 
die in dem betreffenden Staat innerhalb dieser Frist 
den Zollbehörden gestellt werden. 

TITEL IV 

Gemeinsame Bestimmungen für die Warenverkehrs- 
bescheinigungen A.G. 1 und A.G. 3 

Artikel 8 

Die Warenverkehrsbescheinigungen A.G. 1 und 
A.G. 3 sind auf den Vordrucken auszustellen, die 
diesem Beschluß in der Anlage als Muster beigefügt 
sind. Sie sind in einer der Sprachen, in denen das 
Assoziierungsabkommen abgefaßt ist, und in Über- 
einstimmung mit den innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften des Ausfuhrstaats auszufüllen. Wird die 
griechische Sprache verwendet, so müssen sie außer- 
dem in einer der Amtssprachen der Gemeinschaft 
abgefaßt werden. Sie sind in Maschinenschrift oder 
handschriftlich auszufüllen; im letzteren Fall müssen 
sie mit Tinte und in Blockschrift ausgefüllt werden. 

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können ver- 
langen, daß den Ausfuhrzollstellen gleichzeitig mit 
den Urschriften der Warennverkehrsbescheinigun- 
gen eine Durchschrift vorgelegt wird. 

Die Bescheinigung hat das Format 210x297 mm. Es 
ist weißes, holzfreies, geleimtes Schreibpapier mit 
einem Quadratmetergewicht von mindestens 64 g 
zu verwenden. Dieses ist mit einem grünen 
guillochierten Überdruck zu versehen, auf dem jede 
auf mechanischem oder chemischen Wege vorge- 
nommene Fälschung sichtbar wird. 

Die Mitgliedstaaten und Griechenland können sich 
den Druck der Warenverkehrsbescheinigungen Vor- 
behalten. Die Bescheinigungen können auch von 
Druckereien gedruckt werden, die von ihnen hierzu 
ermächtigt sind. In diesem Fall ist in jedem Form- 
blatt auf die Ermächtigung hinzuweisen. Die Waren- 
verkehrsbescheinigungen müssen den Namen und 
die Anschrift oder das Kennzeichen der Druckerei 
enthalten. Sie tragen ferner zur Kennzeichnung eine 
Seriennummer. 

Artikel 9 

Im Einfuhrstaat ist die Warenverkehrsbescheinigung 
den Zollbehörden nach den dort geltenden Ver- 
fahrensvorschriften vorzulegen. Die Zollbehörden 
können eine Übersetzung verlangen. Sie können 
außerdem verlangen, daß die Einfuhrzollanmeldung 
durch eine Erklärung des Einführers ergänzt wird, 
aus der hervorgeht, daß die Waren die Voraus- 
setzungen für die Anwendung der im Rahmen der 
Assoziation erlassenen Bestimmungen erfüllen. 

TITEL V 

Sonstige Bestimmungen 
Artikel 10 

Die im Rahmen des Assoziierungsabkommens er- 
lassenen Bestimmungen über den schrittweisen Ab- 
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bau der Zölle und der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wirkung 
zwischen der Gemeinschaft und Griechenland wer- 
den ohne Vorlage einer Warenverkehrsbescheini- 
gung A.G. 1 oder A.G. 3 angewandt: 

a) auf zollpflichtige Waren, die von Reisenden mit- 
geführt werden oder in ihrem Reisegepäck ent- 
halten sind, wenn angemeldet wird, daß sie den 
für die Anwendung dieser Bestimmungen er- 
forderlichen Voraussetzungen entsprechen und 
keine Zweifel an der Richtigkeit der Anmeldung 
besteht; 

dies gilt jedoch nur, wenn es sich um Waren 
handelt, die nicht zum Handel bestimmt sind und 
deren Gesamtwert 200 RE nicht übersteigt; 

b) auf Postsendungen (einschließlich Postpakete), 
die unmittelbar aus dem Ausfuhrstaat in den 
Einfuhrstaat befördert werden, sofern sich weder 
auf der Verpackung noch auf den Begleitpapie- 
ren ein Hinweis befindet, aus dem sich ergibt, 
daß die betreffenden Waren die Voraussetzun- 
gen von Artikel 7 oder 8 nicht erfüllen. Dieser 
Hinweis wird von den zuständigen Stellen des 
Ausfuhrstaats in Form eines gelben Zettels an- 
gebracht, wie er im gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren für alle derartigen Fälle vorgesehen 
ist. 

Artikel 1 1 

Die Mitgliedstaaten und Griechenland leisten ein- 
ander durch ihre Zollverwaltungen Verwaltungs- 
hilfe bei der Prüfung der Bescheinigungen auf ihre 
Echtheit und Richtigkeit, damit die einwandfreie 
Durchführung dieses Beschlusses gewährleistet wird. 

^ Artikel 12 

Griechenland und die Gemeinschaft treffen jeweils 
für ihren Bereich die zur Durchführung dieses Be- 
schlusses erforderlichen Maßnahmen. 

Artikel 13 

1. Die Muster der Warenverkehrsbescheinigungen 
A.G. 1 und A.G. 3 sind Bestandteil dieses Be- 
schlusses. 

2. Die den Mustern im Anhang zum Abkommen 
vom 26. September 1962 entsprechenden Vor- 
drucke für Warenverkehrsbescheinigungen A.G.l 
und A.G. 3 dürfen weiterhin verwendet werden, 
bis die Bestände aufgebraucht sind. 


Artikel 14 

1. Bis 31. Dezember 1977 achten die Zollbehörden 
des Ausfuhrstaats darauf, daß aus den von ihnen 
ausgestellten Warenverkehrsbescheinigungen 
A.G. 1 und A.G. 3 hervorgeht, daß die darin be- 
zeichneten Waren die Eigenschaft von Waren, 
die die Voraussetzungen von Artikel 7 oder 8 
des Assoziierungsabkommens erfüllen, je nach 
Fall, in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung oder in einem neuen Mitglied- 
staat erworben haben. 

2. Während des in Absatz 1 genannten Zeitraums 
ist die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 oder 
A.G. 3, die sich auf in Griechenland unter den 
Voraussetzungen des Artikels 8 des Assoziie- 
rungsabkommens hergestellte Waren bezieht, mit 
einem Vermerk zu versehen, der diese Beson- 
derheit erkennen läßt und durch die Angabe des 
Vomhundertsatzes ergänzt wird, der der Berech- 
nung des Anteilzollsatzes zugrunde gelegt wurde. 

Artikel 15 

Auf Waren, die die Voraussetzungen von Artikel 7 
des Assozierungsabkommens erfüllen und aus einem 
neuen Mitgliedstaat oder Griechenland nach Unter- 
zeichnung des Zusatzprotokolls ausgeführt worden 
sind und die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Interimsabkommens auf dem Transport oder in 
Griechenland oder in einem Mitgliedstaat in vor- 
übergehender Verwahrung, in einem Zollager oder 
einer Freizone befinden, können die Bestimmungen 
des Interimsabkommens angewandt werden, sofern 
den Zollstellen des Einfuhrstaats innerhalb von 
vier Monaten nach dem genannten Zeitpunkt eine 
von den zuständigen Behörden des Ausfuhrstaats 
nachträglich mit einem Sichtvermerk versehene 
Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 sowie der 
Nachweis für die unmittelbare Beförderung vor- 
gelegt werden. 

Artikel 16 

1. Dieser Beschluß ist ab 1. Juli 1975 anzuwenden. 

2. Bei der Anwendung dieses Beschlusses werden 
Warenverkehrsbescheinigungen, die vor dem in 
Absatz 1 genannten Zeitpunkt auf Grund des 
Abkommens vom 26. September 1962 ausgestellt 
wurden, aber im Einfuhrstaat erst nach diesem 
Zeitpunkt vorgelegt werden, so behandelt, als 
ob sie nach den Bestimmungen des vorliegenden 
Beschlusses ausgestellt worden wären. 
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Anhang 


ASSOZIATION EWG -GRIECHENLAND 

WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG CERTIFICATO 


A.G.I 


WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG CERTIFICATO • i 

DI CIRCOLAZIONE DELLE MERCI v.C 

CERTIFICATE DE CIRCULATION DES CERTIFICAAT INZAKE GOEDEREN VERKEHR A’ 000000 

MARCHANDISES VARE CERTIFIKAT ,5/'' 

MOVEMENT CERTIFICATE 

niSTOnOIHTIKON KYKAO^I^OPIAS EMHOPEYMATQN 



erkläre, daß bei diesen Waren in 

.IBP' jIIB • 

die VoraussetÄUngen vorliegen, die erfüllt sein 
müssen, um die vorliegende Bescheinigung zu 
erlangen (^) 

Bestimmungsland (^) 

, den 19 


(Untosrchrift des Ausführers) 
(Ausfüllung freigestellt) 

Sendung vom 19 


BESCHEINIGUNG DER ZOLLSTELLE 

Die Richtigkeit der nebenstehenden Erklärung wird bestätigt. 

Ausfuhrpapier: 


Art/Muster Nr 

vom 19.; 

Zollstelle: 


Stempel 

der 

Zollbehörde 


(Unterschrift des Beamten) 


(’) Für lose geschüttete Waren ist je nadi Fall der Name des Schiffes, die Waggon- oder Kraftwagennummer anzugeben 
(*) Hier ist gegebenenfalls der in den Erläuterungen auf der Rückseite unter I, I c und d vorgesehene Vermerk „An 
anzubringen. 

(^) Siehe die Erläuterungen auf der Rückseite. 

I*) Anzugeben ist der Mitgliedstaat oder „Griechenland". 


Anteilzoll-Griechenland" 
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Anhang I 
Anhang 


ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG 

Es wird um Überprüfung dieser Bescheinigung auf ihre 
Echtheit und Richtigkeit ersucht. 

ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung hat ergeben, daß diese Bescheinigung i) 

1 1 von der auf ihr angegebenen Zollbehörde ausge- 

stellt worden ist und daß die darin enthaltenen 
Angaben richtig sind. 



1 [ nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und für 

die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben ent- 
spricht (siehe beigefügte Bemerkungen). 


, den 

den 

Stempel 

der 

: Zollbehörde 


; Stempel ; 

: der : 

i Zollbehörde ; 

(Unterschrift) 

: (Unterschrift) 



{^) Zutreffendes Feld ankreuzen. 


I. WAREN, FÜR DIE EINE WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 AUSGESTELLT WERDEN KANN 


1. Eine Warenverkehrsbesdieinigung A.G. 1 kann nur für Waren 
ausgestellt werden, die im AusfuhrstaaU, unter eine der nach- 
stehenden Gruppen fallen; 

a) Waren, die im Ausfuhrstaat hergestellt sind, einschließlich der- 
jenigen, die ganz oder teilweise unter Verwendung von Erzeug- 
nissen hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht voll- 
ständig oder teilweise rückvergütet worden sind; 

b) Waren, die sich im Ausfuhrstaat im freien Verkehr befinden 
(Waren aus dritten Ländern, für die die Einfuhrförmlichkeiten 
erfüllt und die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben 
und nicht vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind) ; 

c) Waren, die im Ausfuhrstaat unter Verwendung von Erzeugnissen 
hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder für welche diese 
vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind, sofern in 
den dafür in Betracht kommenden Fällen der für sie vorge- 
sehene Anteilzoll erhoben wird; 

Zur Beachtung: Jede Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1, die 
sich auf Waren bezieht, die in der Gemeinschaft unter Verwen- 
dung von Erzeugnissen aus dritten Ländern hergestellt worden 


sind, für die weder in der Gemeinschaft noch in Griechenland 
die auf sie anwendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
erhoben worden sind, ist mit dem Vermerk „Anteilzoll-Griechen- 
land" zu versehen. 

d) Waren, die vorher aus einem Partnerstaat des Abkommens ein- 
geführt worden sind und bei der Ausfuhr aus diesem Staat zu 
einer der vorgenannten Gruppen a), b) oder c) gehörten. 

Zur Beachtung: Falls für die in den Ausfuhrstaat ursprünglich 
eingeführten Waren eine Warenverkehrsbescheinigung mit dem 
Vermerk „Anteilzoll-Griechenland" ausgestellt worden war, muß 
auf allen als Ersatz für die ursprüngliche Warenverkehrsbe- 
scheinigung ausgestellten Warenverkehrsbescheinigungen A.G. 1 
der gleiche Vermerk angebracht werden. 

2. Bei bestimmten Erzeugnissen müssen außerdem die zusätzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sein, die gegebenenfalls für sie vorgesehen 
sind. 

3. Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 darf nicht ausgestellt 
werden für Waren, die ursprünglich unter Inanspruchnahme einer 
besonderen Zollregelung auf Grund ihres Ursprungs oder ihrer 
Herkunft aus dritten Ländern eingeführt worden sind. 


IL ANWENDUNGSBEREICH DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 darf nur verwendet werden, 
sofern die Waren, auf die sie sich bezieht, aus dem Ausfuhrstaat 
unmittelbar in den Einfuhrstaat befördert werden. Eine unmittelbare 
Beförderung aus dem Ausfuhrstaat in den Einfuhrstaat liegt nur vor; 

a) wenn die Waren befördert werden, ohne dabei das Gebiet eines 
anderen Landes als das der Gemeinschaft oder Griechenlands 
berühren; 

b) wenn die Waren über das Gebiet eines oder mehrerer anderer 
Länder als das der Gemeinschaft oder Griechenlands befördert 


oder dort umgeladen werden, sofern die Beförderung durch 
diese Länder oder die Umladung auf Grund eines einzigen in 
der Gemeinschaft oder in Griechenland ausgestellten Fracht- 
papiers erfolgt. 

N. B. Der Ausführer muß sich vergewissern, ob die Waren „unmittel- 
bar" in den Einfuhrstaat „befördert" werden, bevor er bei den Zoll- 
behörden des Ausfuhrstaats die Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinigung A.G. 1 beantragt. Liegt eine Beförderung unter diesen 
Voraussetzungen nicht vor, so kann im Einfuhrstaat auf die Waren die 
Präferenzrcgclung nur gegen Vorlage einer Warenverkehrsbescheini- 
gung A.G. 3 angewandt werden. 


III. REGELN, DIE BEI DER AUSSTELLUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 ZU BEACHTEN SIND 


1. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 ist in einer der Sprachen, ! 
in denen das Abkommen abgefaßt ist, und in Übereinstimmung mit 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats auszu- 
füllen. Wird die griechische Sprache verwendet, so ist sie außerdem i 
in einer der Amtssprachen der Gemeinschaft auszufüllen. 

2. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 ist in Maschinenschrift 
oder handschriftlich auszufüllen; im letzteren Fall muß sie mit 
Tinte oder Kugelschreiber und in Blockschrift ausgefüllt werden. 
Rasuren oder Übermalungen sind unzulässig. Änderungen sind so 
vorzunehmen, daß die irrtümlichen Eintragungen gestrichen und 
gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. 
Jede so vorgenommene Änderung muß von dem, der die Bescheini- 
gung ausgefüllt hat, gebilligt und von der Zollbehörde bestätigt 
werden. 


3. Jeder Warenposten, der in der Warenverkehrsbescheinigung Ä.G. 1 
aufgeführt ist, muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. 
Unmittelbar unter der letzten Eintragung ist ein waagerechter 
Schlußstrich zu ziehen. Leerfelder sind durch Streichungen unbrauch- 
bar zu machen. 

4. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichnen, 
daß die Feststellung der Nämlichkeit (Identität) möglich ist. 

5. Der Äusführer oder der Frachtführer kann in dem Teil der Beschei- 
nigung, der für die „Erklärung des Ausführers" bestimmt ist, einen 
Hinweis auf das Frachtpapier anbringen. Es wird dem Ausführer 
oder dem Frachtführer empfohlen, in den Frachtpapieren, die die 
Waren begleiten, die Seriennummer der Warenverkehrsbescheini- 
gung A.G. 1 zu vermerken. 


IV. BEDEUTUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 


Die ordnungsgemäß verwendete Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 
ermöglicht es, daß auf die in ihr beschriebenen Waren im Einfuhr- 
staat die Präferenzregelung - schrittweiser Abbau der Zölle und der 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wir- 
kung - angewandt wird. Falls jedoch die Warenverkehrsbescheinigung 
A.G. 1 den Vermerk „Anteilzoll-Griechenland" trägt, wird in den 


Mitgliedstaaten der EWG die Präferenzregelung auf die in der Waren- 
verkehrsbescheinigung aufgeführten Waren nicht angewandt. Die 
Zollbehörden des Einfuhrstaats können, wenn sie es für erforderlich 
halten, die Vorlage weiterer Nachweise verlangen, insbesondere der 
Frachtpapiere, die die Waren begleitet haben. 


V. FRIST FÜR DIE VORLAGE DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 muß innerhalb einer Frist 
von Monaten, vom Tage ihrer Ausstellung an gerechnet, der 


Zollstelle des Einfuhrstaats vorgelegt werden, bei der die Waren 
gestellt werden. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DruCkSaChe 7/3711 

Anhang I 

Afiiktfhg 


G. 3 


ASSOZIATION EWG-GRIECHENLAND 

Warenverkehrsbescheinigung 
CERTIFICAT DE CIRCULATION DES MARCHANDISES 
CERTIFICATO D I C IRCO L A Z I O NE DELLE MERCI 
CERTIFICAAT INZAKE G O E D E R E N V E R K EE R 
MOVEMENT CERTIFICATE 
VARECERTIFIKAT 

niSTOnOIHTIKON KYKAO^OPIAS EMnOPEYMATQN 
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ERKLÄRUNG DES AUSFÜHRERS 



(^) Für lose geschüttete Waren ist je nach Fall der Name des Schiffes, die Waggons oder Kraftwagennummer anzugeben. 

(2) Hier ist gegebenenfalls der in den Erläuterungen auf der letzten Seite dieser Bescheinigung unter I, I c und d vorgesehene Vermerk 
„ Anteilzoll-Gr iechenl and" anzubringen. 

(^) Siehe Erläuterungen auf der letzten Seite dieser Bescheinigung. 
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DER ZOLLBEHÖRDE DES AUSFUHRSTAATES VORBEHALTENER TEIL 


A 000000 



(^) Das Ausfuhrzollamt vermerkt in dieser Spalte den Zollbefund unter Angabe aller Mittel zur Sicherung der Nämlichkeit der Waren. 
Gegebenenfalls sind die angebrachten Nämlichkeitszeichen wie Zollbleie, Stempel usw. anzuführen. Wenn die Nämlichkeit der Waren 
auf andere Weise dadurch gesichert wird, daß die Zollstelle Beleg stücke der umseitig in den Erläuterungen III, 5, zweiter Absatz vor- 
gesehenen Art (Fotografien, Pläne, Gewebemuster usw.) anbringt, so muß sie die Belegstücke in der Weise anstempeln, daß ein Teil des 
Stempelabdrucks die Bescheinigung A.G. 3 erfaßt. 

Der nicht benutzte Raum des der „Zollbehörde vorbehaltenen Teils" ist so zu streichen, daß jeder spätere Zusatz unmöglich wird. 






Drucksache 7/3711 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anhang I 
Anhang 


ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG 

Es wird um Überprüfung dieser Bescheinigung auf ihre 
Echtheit und Richtigkeit ersucht. 

ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung hat ergeben, daß diese Bescheinigung i) 

1 [ von der auf ihr angegebenen Zollbehörde ausge- 

stellt worden ist und daß die darin enthaltenen 
Angaben richtig sind. 



1 1 nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und für 

die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben ent- 
spricht (siehe beigefügte Bemerkungen), 


den 

, den 

Stempel 

der 

: Zollbehörde 


Stempel 

der 

: Zollbehörde : 


(Unterschrift) 

(Unterschrift) 



(M Zutreffendes Feld ankreuzen. 


I. WAREN, FÜR DIE EINE WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 3 AUSGESTELLT WERDEN KANN 


1. Eine Warenverkehrsboscheinigung A.G. 3 kann nur für Waren 
ausgestellt werden, die im Ausfuhrstaat unter eine der nach- 
stehenden Gruppen fallen: 

a) Waren, die im Ausfuhrstaat hergeslellt sind, einschließlich der- 
jenigen, die ganz oder teilweise unter Verwendung von Erzeug- 
nissen hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht voll- 
ständig oder teilweise rückvergütet worden sind,- 

b) Waren, die sich im Ausfuhrstaat im freien Verkehr befinden 
(Waren aus dritten Ländern, für die die Einfuhrförmlichkeitcn 
erfüllt und die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben 
und nicht vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind) ; 

c) Waren, die im Ausfuhr.staat unter Verwendung von Erzeugnissen 
hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder für welche diese 
vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind, sofern in 
den dafür in Betracht kommenden Fällen der für sie vorge- 
sehene Anteilzoll erhoben wird: 

Zur Beachtung: Jede Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3, die 
sich auf Waren bezieht, die in der Gemeinschaft unter Verwen- 
dung von Erzeugnissen aus dritten Ländern hergestellt worden 
sind, für die weder in der Gemeinschaft noch in Griechenland 


! die auf sie anwendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 

! erhoben worden sind, ist mit dem Vermerk „ Anteilzoll-Griechen- 

! land" zu versehen. 

d) Waren, die vorher aus einem Partnerstaat des Abkommens ein- 
geführt worden sind und bei der Ausfuhr aus diesem Staat zu 
einer der vorgenannten Gruppen a) , b) oder c) gehörten. 

Zur Beachtung: Falls für die in den Ausfuhrstaat ursprünglich 
eingeführten Waren eine Warenverkehrsbescheinigung mit dem 
Vermerk „Anteilzoll-Griechenland" ausgestellt worden war, muß 
auf allen als Ersatz für die urspüngliche Warennverkehrsbe- 
scheinigung ausgestellten Warenverkehrsbescheinigungen A.G. 3 
der gleiche Vermerk angebracht werden. 

2. Bei bestimmten Erzeugnissen müssen außerdem die zusätzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sein, die gegebenenfalls für sie vorgesehen 
i sind. 

; 3. Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 darf nicht ausgestellt 
werden für Waren 

a) die auf Grund der für sie vorgesehenen Vorschriften unmittelbar 
aus dem Ausfuhrstaat in den Einfuhrstaat befördert werden 
müssen; 

b) die ursprünglich unter Inanspruchnahme einer besonderen Zoll- 
regelung auf Grund ihres Ursprungs oder ihrer Herkunft aus 

; dritten Ländern eingeführt worden sind. 


IL ANWENDUNGSBEREICH DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 3 


Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 kann verwendet werdenn, 
wenn für die Waren eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 nicht 
benutzt werden kann, weil die Waren aus dem Ausfuhrstaat nicht 
unmittelbar in den Einfuhrstaat befördert werden. Eine unmittelbare 
Beförderung aus dem Ausfuhrstaat in den Einfuhrstaat liegt nur vor: 

a) wenn die Waren befördert werden, ohne dabei das Gebiet eines 
anderen Landes als das der Gemeinschaft oder Griechenlands 
zu berühren; 

b) wenn die Waren über das Gebiet eines oder mehrerer anderer 


Länder als das der Gemeinschaft oder Griechenlands befördert 
oder dort umgeladen werden, sofern die Beförderung durch 
diese Länder oder die Umladung auf Grund eines einzigen in 
der Gemeinschaft oder in Griechenland ausgestellten Fracht- 
papiers erfolgt. 

Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 kann insbesondere für 
Waren beantragt werden, die aus einem Partnerstaat in einen Staat 
versandt werden, der nicht der Assoziation angehört, um von dort 
aus voraussichtlich später in einen anderen Partnerstadt wiederaus- 
geführt zu werden. 


III. REGELN, DIE BEI DER AUSSTELLUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 3 ZU BEACHTEN SIND 


1. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 ist in einer der Sprachen, [ 

in denen das Abkommen abgefaßt ist, und in Übereinstimmung mit j 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats auszu- { 
füllen. Wird die griechische Sprache verwendet, so ist sie außerdem j 
in einer der Amtssprachen der Gemeinschaft auszufüllen. ! 

2. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 ist in Maschinenschrift j 
oder handschriftlich auszufüllen; im letzteren Fall muß sie mit 
Tinte oder Kugelschreiber und in Blockschrift ausgefüllt werden. , 
Rasuren oder Übermalungen sind unzulässig. Änderungen sind so 
vorzunehmen, daß die irrtümlichen Eintragungen gestrichen und I 
gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. | 
Jede so vorgenommene Änderung muß von dem, der die Bescheini- 
gung ausgefüllt hat, gebilligt und von der Zollbehörde bestätigt 
werden. 

3. Die auf der zweiten Seite der Warenverkehrsbeschoinigung A.G. 3 
enthaltene „Erklärung des Ausführers" muß vollständig ausgofüllt 
werden. Insbesondere müssen der Verladeort, das Versanddatum ! 


und das Bestimmungsland im Zeitpunkt der Ausfuhr angegeben 
werden. 

4. Jeder Warenposten, der in der Warenverkehrsbeschoinigung A.G. 3 
aufgeführt ist, muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. 
Unmittelbar unter der letzten Eintragung ist ein waagerechter 
Schlußstrich zu ziehen. Leerfeldor sind durch Streichungen un- 
brauchbar zu machen. 

5. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichnen 
und zu beschreiben, daß ihre Nämlichkeit (Identität) leicht fest- 
gestellt werden kann. Diese Beschreibung ist für jede Ware durch 
die Angabe der Tarifnummer des Zolltarifs zu ergänzen. 

Der Ausführer muß der Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 alle 
Belegstücke wie Pläne, Skizzen, Fotografien, Prospekte usw. . . ., 
die die Feststellung der Nämlichkeit der Waren erleichtern, bei- 
fügen. Wenn die Ausfuhrzollstelle es für erforderlich hält, fügt sie 
diese Unterlagen der Warenverkehrsbeschoinigung bei. 


IV. BEDEUTUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 3 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G, 3 ermöglicht es, daß auf die 
in ihr beschriebenen Waren im Einfuhrstaat die Präferenzregelung - 
schrittweiser Abbau der Zölle und der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen sowie aller Maßnahmen gleicher Wirkung - angewandt wird, 
sofern keine Zweifel über die Nämlichkeit der tatsächlich cingeführten 
Waren mit den in der Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 beschrie- 
benen Waren bestehen. 

Falls jedoch die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 den Vermerk 
„Anteilzoll-Griechenland" trägt, wird in den Mitgliedstaaten der 


1 EWG die Präferenzregelung auf die in der Warenverkehrsbescheini- 
I gung aufgeführten Waren nicht angewandt. 

Die Zollbehörden des Einfuhrstaates können, wenn sie die Nämlich- 
, keit der Waren als nicht ausreichend nachgewiesen erachten, die Vor- 
1 läge aller weiteren zweckdienlichen Beweismittel verlangen und die 
Vorzugsbehandlung - schrittweiser Abbau der Zölle und der mengen- 
mäßigen Beschränkungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wirkung - 
verweigern, wenn ein überzeugender Nachweis nicht erbracht werden 
kann. 


V. FRIST FÜR DIE VORLAGE DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 3 


Ausstellung an gerechnet, vorgelegt werden. Sie ist nur gültig für die 
Warenmengen, die in dem genannten Staat während dieser Frist 
gestellt werden. 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 3 muß den Zollstellen des Ein- 
fuhrstaats innerhalb einer Frist von sechs Monaten, vom Tage ihrer 
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Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrats über die Anwendung 
von Artikel 8 des Assoziierungsabkommens im Rahmen des Warenverkehrs 
zwischen den neuen Mitgliedstaaten und Griechenland 


DER ASSOZIATIONSRAT - 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Griechenland, insbesondere auf 
Artikel 8 Absatz 1, sowie auf das diesem Abkom- 
men beigefügte Protokoll Nr. 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 28. April 1975 ist ein Zusatzprotokoll unter- 
zeichnet worden. Am 1. Juli 1975 ist ein Interims- 
abkommen in Kraft getreten, mit dem einige Bestim- 
mungen des Zusatzprotokolls über den Warenver- 
kehr vorweg in Kraft gesetzt werden. 

Auf Grund von Artikel 8 des Assoziierungs- 
abkommens setzt der Assoziationsrat für jede Stufe 
der schrittweisen Beseitigung der Zölle den Vom- 
hundertsatz fest, der für die Berechnung der im Aus- 
fuhrstaat zu zahlenden Abgabe für die in den Mit- 
gliedstaaten oder in Griechenland hergestellten 
Waren maßgebend ist, die unter Verwendung von 
Waren aus dritten Ländern hergestellt sind, die sich 
weder in einem Mitgliedstaat noch in Griechenland 
im freien Verkehr befanden. 

Im Vorgriff auf das Inkrafttreten des Zusatz- 
protokolls schreibt das Interimsabkommen vor, daß 
die vorgenannte Bestimmung auch auf den Waren- 
verkehr zwischen den neuen Mitgliedstaaten und 
Griechenland Anwendung findet. 

Die neuen Mitgliedstaaten und Griechenland wen- 
den untereinander auf Grund des Interimsabkom- 
mens und des Zusatzprotokolls bis einschließlich ' 
31. Dezember 1977 andere Zölle und Abgaben glei- j 
eher Wirkung an als diejenigen, die nach dem 
Assoziierungsabkommen zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und Grie- 
chenland gelten. Aus diesem Grunde ist es not- 
wendig, besondere Vorschriften über den Vom- 
hundertsatz der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs zu erlassen, der für die Berechnung der Ab- 
gabe nach Artikel 8 des Assoziierungsabkommens 
im Warenverkehr zwischen den neuen Mitglied- 
staaten und Griechenland maßgebend ist. 

Für die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallenden Erzeug- 
nisse besteht kein gemeinsamer Zolltarif - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Ergänzend zu den auf Grund von Artikel 8 des 
Assoziierungsabkommens für den Warenverkehr 


zwischen der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung und Griechenland erlassenen Be- 
stimmungen werden die Vomhundertsätze, die wäh- 
rend des in Artikel 2 des Interimsabkommens ge- 
nannten Zeitraums für die Berechnung des Satzes 
der im Rahmen des Warenverkehrs zwischen den 
neuen Mitgliedstaaten und Griechenland zu erhe- 
benden Abgabe maßgebend sind, durch diesen Be- 
schluß fortgesetzt. 

Artikel 2 

Für in den neuen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
hergestellte Waren wird der Vomhundertsatz wie 
folgt festgesetzt: 

a) für Waren, die der Regelung des Artikels 14 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen: 

— für die Zeit vom Tag des Inkrafttretens des 
Interimsabkommens bis zum 31. Dezember 
19675 auf 60; 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 bis zum 
30. Juni 1977 auf 80; 

b) für Waren, die der Regelung des Artikels 15 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen: 

— ab Tag des Inkrafttretens des Interims- 
abkommens auf 21,6. 

Artikel 3 

Für in Griechenland hergestellte Waren wird der 
Vomhundertsatz wie folgt festgesetzt: 

— für die Zeit vom Tag des Inkrafttretens des 
Interimsabkommens bis 31. Dezember 1975 auf 
60, 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 bis 30. Juni 1977 
auf 80. 

Artikel 4 

Bei den Waren, die unter Verwendung von unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen her- 
gestellt werden, beziehen sich die in Artikel 2 und 3 
festgelegten Vomhundertsätze auf die in der Ge- 
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung geltenden Zollsätze des vereinheitlichten 
EGKS-Tarifs für die bei der Herstellung dieser 
Waren verwendeten EGKS-Erzeugnisse. 

Artikel 5 

Dieser Beschluß ist vom Tag des Inkrafttretens des 
Interimsabkommens an anzuwenden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung der Vorschriften 
über den Warenverkehr im Rahmen der Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland, die im Hinblick 
auf die Ausdehnung der Assoziation auf die neuen Mitgliedstaaten erlassen wurden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 28. April 1975 ist ein Zusatzprotokoll unter- 
zeichnet worden, das die Ausdehnung der zwischen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung und Griechenland bestehenden Assozia- 
tion auf die neuen Mitgliedstaaten vorsieht. Am . . . 
ist ein Interimsabkommen in Kraft getreten, mit 
dem einige Bestimmungen des Zusatzprotokolls 
über den Warenverkehr vorweg in Kraft gesetzt 
werden. ' 

Auf Grund von Artikel 12 des Interimsabkom- 
mens hat der Assoziationsrat mit Beschluß Nr. . . ./75 j 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen zur Anwendung der Artikel 7 und 8 des Asso- 
ziierungsabkommens für den gesamten Warenver- 
kehr innerhalb der Assoziation festgelegt. Gleich- 
zeitig hat der Assoziationsrat mit Beschluß Nr. 

. . ./75 für die Zeit bis zum 30. Juni 1977 besondere 
Vorschriften erlassen, die den Hundertsatz der Zoll- 
sätze des Gemeinsamen Zolltarifs betreffen, der für 
die Berechnung der Abgabe nach Artikel 8 des 
Assoziierungsabkommens im Warenverkehr zwi- 
schen den neuen Mitgliedstaaten und Griechenland 
maßgebend ist. 

Zur Durchführung der genannten Beschlüsse müs- 
sen besondere Maßnahmen ergriffen werden. Soweit 
es die im Warenverkehr zwischen den neuen Mit- 
gliedstaaten und Griechenland zu erhebende Ab- 
gabe betrifft, ist deshalb die Verordnung (EWG) 
Nr. 610/72 zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In bezug auf die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen zur Anwendung der Artikel 7 und 8 
des Assoziierungsabkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
gilt der dieser Verordnung beigefügte Beschluß 
Nr. . . ./75 des Assoziationsrates. 


Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 610/72 wird wie folgt 

geändert: 

a) Artikel 2 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 
„Bei Waren, die unter Verwendung von unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallenden Erzeugnissen her- 
gestellt sind, bezieht sich dieser Hundertsatz auf 
die in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung geltenden Zollsätze des ver- 
einheitlichten EGKS-Tarifs für die bei der Her- 
stellung dieser Waren verwendeten EGKS-Er- 
zeugnisse". 

b) Es wird folgender Artikel eingefügt; 

„Artikel 5 b 

Abweichend von Artikel 5 und 5 a wird der Hundert- 
satz für in den neuen Mitgliedstaaten hergestellte 

Waren wie folgt festgesetzt: 

a) für Waren, die der Regelung des Artikels 14 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen : 

— für die Zeit vom 1. Juli 1975 bis 

31. Dezember 1975 auf 60, 

— für die Zeit vom 1. Januar 1976 bis 

30. Juni 1977 auf 80; 

b) für Waren, die der Regelung des Artikels 15 des 
Assoziierungsabkommens unterliegen ; 

— ab 1. Juli 1975 auf 21,6." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft, 
j Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
1 lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Verordnung (EWG) Nr. 610/72 des Rates vom 23. März 
1972 über die Anwendung von im Rahmen der Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und Griechenland erlassenen Vorschriften be- 
treffend den Verkehr von Waren, die unter Verwen- 
dung von Waren aus dritten Ländern hergestellt sind, 
welche sich weder in der Gemeinschaft noch in Grie- 
chenland im freien Verkehr befanden (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 vom 28. März 
1972, S. 7), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2911/74 vom 7. November 1974 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L313 vom 
25. November 1974, S. 52) 
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Begründung 

I. Nach den Bestimmungen des Interimsabkommens 
und des Zusatzprotokolls wenden die neuen Mit- i 
gliedstaaten und Griechenland im Warenverkehr | 
miteinander andere Zölle und Abgaben gleicher j 
Wirkung an als diejenigen, die auf Grund des Asso- 
ziierungsabkommens im Warenverkehr zwischen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung und Griechenland gelten. 

Um eine ordnungsgemäße Anwendung der inner- 
halb der gesamten Assoziation für den Warenver- 
kehr geltenden Bestimmungen zu gewährleisten, 
muß der Assoziationsrat 

— die Methoden der Zusammenarbeit der Verwal- 
tungen zur Anwendung der Artikel 7 und 8 des 
Assoziierungsabkommens auf den gesamten 
Warenverkehr innerhalb der Assoziation fest- 
legen; 


— besondere Vorschriften über den Vomhundertsatz 
erlassen, der für die Berechnung des Satzes 
der im Rahmen des Warenverkehrs zwischen 
den neuen Mitgliedstaaten und Griechenland zu 
erhaltenden Anteilzolls maßgebend ist. 

Dies ist der Zweck der beiden beigefügten Beschluß- 
entwürfe (Anhänge I und II), denen der Ausschuß 
für Zusammenarbeit im Zollwesen EWG-Griechen- 
land auf seiner 6. Sitzung (Brüssel, 17. /18. März 1975) 
zugestimmt hat. 

II. Um die Durchführung dieser Beschlüsse inner- 
halb der Gemeinschaft sicherzustellen, muß der Rat 
der Europäischen Gemeinschaften auf Grund von 
Artikel 113 des EWG-Vertrags die hierzu erforder- 
lichen Vorschriften erlassen. 

Dies ist der Zweck des als Anhang III beigefügten 
Verordnungsvorschlags. 



